
Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

Antrag 

der  Fraktion Die Linke 

Tierheime als tragende Säule der gesellschaftlichen Verantwortung im Tierschutz 

umfassend unterstützen 

Der Landtag möge beschließen: 

I. Der Landtag stellt fest, 

1. Gemeinnützige Tierschutzeinrichtungen und Tierheime leisten einen wesentlichen 

Beitrag bei der Verringerung von Tierleid und bei der Verwirklichung des in Artikel 20a 

des Grundgesetzes und in Artikel 10 Absatz 1 der Sächsischen Verfassung 

verankerten Staatszieles des Schutzes der Tiere. 

2. Mit der Aufnahme, der artgemäßen Unterbringung, der Betreuung, Ernährung, 

tiermedizinischen Behandlung und Pflege von Fundtieren und herrenlosen Tieren 

sowie von Tieren, die auf der Grundlage behördlicher Anordnungen oder in Vollzug 

öffentlich-rechtlicher Vorschriften in Obhut genommen, eingezogen oder 

beschlagnahmt worden sind, erfüllen gemeinnützige Tierschutzeinrichtungen und 

Tierheime vom Freistaat Sachsen auf die Städte und Gemeinden übertragene 

Pflichtaufgaben.  

3. Die finanzielle Situation der Tierheime und der tierheimähnlichen Einrichtungen im 

Freistaat Sachsen ist enorm angespannt und hat sich mit den Folgen aus der Corona-

Pandemie und der Energiekrise weiter verschärft.  

4. Der Landtag spricht den in den gemeinnützigen Tierschutzeinrichtungen und 

Tierheimen in Sachsen ehrenamtlich tätigen Menschen seinen Dank und seine 

Anerkennung für ihr besonderes persönliches Engagement beim Schutz, bei der 

Betreuung und Pflege der ihnen anvertrauten Tiere aus. 

 

II. Die Staatsregierung wird vor dem Hintergrund der Feststellungen des Landtages im 

Antragspunkt I. aufgefordert, 

die ihr obliegenden Verpflichtungen bei der Verwirklichung des in Artikel 10 Absatz 1 der 

Sächsischen Verfassung verankerten Staatszieles des Schutzes der Tiere zu erfüllen und 

die bestehenden aktuellen Defizite bei der Umsetzung tierschutzrechtlicher Vorgaben 
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sowie im Bereich der Förderung und Unterstützung des Tierschutzes in Sachsen 

abzubauen und hierzu insbesondere 

1. durch die Sicherstellung einer existenzsichernden und verlässlichen Finanzierung der 

im Bereich des Tierschutzes und der Unterbringung von Haus- und Wildtieren tätigen 

Einrichtungen sowie deren Träger die erforderlichen sächlichen, personellen und 

finanziellen Grundlagen für den Schutz, die Unterbringung, die Versorgung, die Pflege 

und die Betreuung von Tieren im Freistaat Sachsen zu schaffen und die dafür 

erforderlichen Mittel aus dem Staatshaushalt zur Verfügung zu stellen. 

2. die sächliche, personelle und finanzielle Ausstattung der Städte und Gemeinden für 

eine konsequente Umsetzung bestehender Gesetze und Verordnungen zum Schutz 

der Tiere abzusichern und dazu 

a) die entstehenden Kosten und Aufwendungen für die artgemäße Unterbringung und 

Versorgung von Fundtieren sowie Tieren, die auf der Grundlage behördlicher 

Anordnungen oder in Vollzug öffentlich-rechtlicher Vorschriften in Obhut 

genommen worden sind, bedarfsgerecht zu erstatten,  

b) die zuständigen Behörden in angemessenem Umfang mit entsprechend 

qualifiziertem Personal auszustatten, 

c) regelmäßige Fortbildungen für die im Bereich des Tierschutzes tätigen Behörden-

mitarbeiter:innen und deren Finanzierung zu gewährleisten. 

3. nach dem Vorbild der Bundesländer Niedersachsen und Berlin auf der Grundlage des               

§ 13b des Tierschutzgesetzes in Ausübung ihrer Verordnungsermächtigung zum 

Schutz freilebender Katzen eine landesweit geltende Katzenschutzverordnung mit                 

Kastrations-, Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für Freigängerkatzen aus 

Privathaushalten zu erlassen. 

4. wirkungsvolle und nachhaltige Maßnahmen des Freistaates Sachsen zur Eindämmung 

und Überwachung des illegalen Welpen- und Hundehandels schnellstens umzusetzen. 

5. die erforderlichen Initiativen für die zeitnahe Einführung einer gesetzlichen Registrier- 

und Kennzeichnungspflicht für Hunde zu ergreifen. 

6. dem Landtag einen Gesetzesentwurf zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen, 

mit dem das Amt eines/r Beauftragten für den Tierschutz des Freistaates Sachsen 

(Sächsische/r Landestierschutzbeauftragte/r), die/der weisungsfrei, politisch und 

fachlich unabhängig tätig ist, sowie eine organisatorisch, finanziell und personell 

auskömmlich ausgestattete Stabsstelle der/des Sächsischen Landestierschutz-

beauftragten auf gesetzlicher Grundlage eingeführt wird und die dafür erforderlichen 

Haushaltmittel regelmäßig aus dem Staatshaushalt bereit zu stellen. 

 

Begründung: 

Vor über zwanzig Jahren wurde der Schutz der Tiere auch in Verantwortung für die 

künftigen Generationen als Staatsziel im Artikel 20a des Grundgesetzes verankert. In 

Sachsen ist der Schutz der Tiere seit der Verabschiedung der Sächsischen Verfassung im 
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Jahre 1992 ein in Artikel 10 Absatz 1 SächsVerf u. a. bestimmtes Staatsziel. Die mit dieser 

konkreten Staatszielbestimmung einhergehende Verpflichtung zur Verwirklichung eines 

wirksamen Tierschutzes richten sich sowohl an die Staatsorgane aller drei Gewalten, als 

auch an die Gebiets- und Personalkörperschaften des Freistaates Sachsen. Sie wirken 

zugleich einer defizitären Umsetzung des Tierschutzes entgegen.  

Ungenügende gesetzliche Vorgaben, mangelnde Kontrollen, völlig unzureichende 

Ahndung tierschutzrechtlicher Vergehen, überforderte Kommunen, überfüllte und 

unterfinanzierte Tierheime beschreiben nur einen Teil einer höchst mangelhaften 

Umsetzung des Tierschutzes in Sachsen.  

Tierheime und tierheimähnliche Einrichtungen erfüllen einen unverzichtbaren Teil 

staatlicher Pflichtaufgaben und leisten als Orte für Engagement und ehrenamtliche Arbeit 

einen bedeutenden gesellschaftlichen Beitrag. Die Hauptlast der entstehenden Kosten 

tragen die gemeinnützigen Tierschutzvereine und Tierheime. Dabei sind sie stark auf 

private Spenden angewiesen.  

Entsprechend leiden Tierheime in Sachsen unter enormen personellen und finanziellen 

Belastungen, die sich in den vergangenen Jahren immer weiter verschärft haben. Nach 

Angaben des Deutschen Tierschutzbundes belaufen sich die Kosten eines mittelgroßen 

Tierheims für den täglichen Tierheimbetrieb ohne Investitionen auf circa eine halbe Million 

Euro im Jahr. Hinzu kommen Kosten für dringend notwendige Investitionen in die 

Sanierung der häufig maroden Gebäude oder zur Anpassung an gestiegene Hygiene- und 

Sicherheitsstandards und wachsende Bedarfe.  

Die derzeitigen Finanzierungssysteme haben sich für die Erfüllung der staatlichen 

Pflichtaufgaben zum verfassungsgemäßen Schutz der Tiere als ungeeignet erwiesen. 

Stattdessen bedarf es moderner Finanzierungsmodelle, die Verlässlichkeit bieten und 

auch Notlagen wirksam finanziell abpuffern können.  

Der defizitäre Vollzug des Tierschutzrechts ist ursächlich auch eng mit einer finanziell und 

personell unterversorgten kommunalen Ebene verbunden. Städte und Gemeinden wie 

auch die Landkreise und Kreisfreien Städte sind oftmals mit dem Thema „Tierschutz“ 

überfordert. Nur mit entsprechend qualifiziertem und regelmäßig im Tierschutz- und 

Verwaltungsrecht fortzubildenden Personal können Vollzugsbehörden, wie 

Kommunalverwaltungen oder Veterinärämter ihren Kontrollaufgaben in gebotenem 

Umfang nachkommen.  

Die Tierheime erfüllen als Dienstleister in den verschiedenen Bereichen des Schutzes von 

Tieren kommunale Pflichtaufgaben. Wegen finanzieller Engpässe schließen die 

Kommunen jedoch nur in seltenen Fällen für diese Leistungen kostendeckende 

Fundtierverträge mit den Tierheimen ab.  

Da die unmittelbare Aufgabenverantwortung hierfür dem Freistaat Sachsen obliegt, ist 

nach Auffassung der Fraktion Die Linke der Freistaat Sachsen - insbesondere vor dem 

Hintergrund der gemäß Artikel 85 Absatz 2 SächsVerf mit Verfassungsrang geltenden 

kommunalen Finanzierungsgarantie - verpflichtet, den Gemeinden die Kosten und 

Aufwendungen für die Entgegennahme und artgemäße Unterbringung, die Betreuung, 
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Ernährung, tiermedizinische Behandlung und Pflege von Fundtieren und herrenlosen 

Tieren sowie von Tieren, die auf der Grundlage behördlicher Anordnungen oder in Vollzug 

öffentlich-rechtlicher Vorschriften in Obhut genommen, eingezogen oder beschlagnahmt 

worden sind, in voller Höhe zu erstatten.  

Für eine Verbesserung des derzeitigen Tierschutzniveaus und eine nachhaltige 

Unterstützung sächsischer Tierheime und tierheimähnlicher Einrichtungen braucht es 

neben einer auskömmlichen Finanzierung auch konsequente Maßnahmen zur 

Ursachenbekämpfung.  

Nach wie vor führen fehlende gesetzliche oder Verordnungsregelungen zur Haltung von 

Katzen zu unkontrollierter Vermehrung und in der Folge zu vermehrtem Leid freilebender 

Streunerpopulationen sowie regelmäßigen Katzenschwemmen in den Tierheimen.  

Mit der Novellierung des Tierschutzgesetzes vom 4. Juli 2013 und dessen § 13b wurden 

die Landesregierungen ermächtigt, durch Rechtsverordnung den unkontrollierten freien 

Auslauf fortpflanzungsfähiger Halterkatzen innerhalb eines festgelegten Gebietes zu 

beschränken oder zu verbieten, soweit dies zur Verhütung erheblicher Schmerzen, Leiden 

oder Schäden bei den in dem betroffenen Gebiet freilebenden, herrenlosen Katzen 

erforderlich ist.  

Der Deutsche Tierschutzbund verweist auf eine flächendeckende Problemlage und fordert 

dementsprechend weitreichende, bestenfalls bundesweite Regelungen. Der Freistaat 

Sachsen ist hier Schlusslicht im Ländervergleich. Als einziges Bundesland hat Sachsen 

bisher noch keine Katzenschutzverordnung mit Kastrations-, Kennzeichnungs- und 

Registrierungspflicht für Freigängerkatzen aus Privathaushalten eingeführt. In Anlehnung 

an die Einschätzung des Deutschen Tierschutzbundes ist eine landesweit geltende 

Regelung anzustreben. Nur so können die Anzahl der frei lebenden Tiere dauerhaft und 

tierschutzgerecht verringert, Tierleid gemindert und die Tierheime langfristig entlastet 

werden. 

Auch die hohe Zahl abgegebener, ausgesetzter oder beschlagnahmter Hunde 

überschreitet inzwischen die Kapazitätsgrenzen sächsischer Tierheime, so dass in einigen 

Einrichtungen bereits Aufnahmestopps verhängt werden mussten. Einer der Gründe dafür 

ist der illegale Welpen- und Hundehandel. Die Nachfrage nach den billig produzierten 

Welpen ist ungebrochen hoch. Das lukrative Geschäft gilt nach dem Drogen- und 

Waffenhandel als drittstärkster Zweig der organisierten Kriminalität. Vom Zoll oder der 

Polizei aufgegriffene, illegale Tiertransporte werden beschlagnahmt. Die Tiere werden in 

der Regel in lokalen Tierheimen und Auffangstationen untergebracht. In über 80 Prozent 

der im Jahre 2022 bekannt gewordenen Fälle wiesen die Tiere Krankheitsanzeichen auf. 

Die Versorgung und Betreuung der beschlagnahmten und wegen finanzieller 

Überforderung abgegebenen Welpen stellt für die Tierheime eine zusätzliche und hohe 

personelle und finanzielle Herausforderung dar. 

Ein wichtiger Schritt im Kampf gegen illegalen Welpen- und Hundehandel ist die seit 

Jahren von Tierschützer:innen geforderte Kennzeichnungs- und Registrierpflicht für 

Hunde. Nur so können Herkunft und Besitz eines Tieres nachvollzogen und kriminelle 
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Geschäftsmodelle, wie illegaler Welpenhandel, erschwert werden. Zudem könnten 

Fundtiere eindeutig zugeordnet und zeitnah ihren Halter:innen übergeben werden. Das 

würde zu einer deutlichen Entlastung von Kommunen und Tierheimen führen. Auch 

tierschutzrechtliche Verstöße, Misshandlung, Verwahrlosung oder das Aussetzen von 

Tieren könnten besser geahndet werden.  

Obwohl eine bundesweite Regelung, wie sie der große Teil der EU-Mitgliedsstaaten 

bereits eingeführt hat, wünschenswert wäre, ist eine solche derzeit nicht absehbar. 

Folglich sollte der Freistaat Sachsen seiner Verpflichtung zum Tierschutz gerecht werden 

und mit der Einführung einer landeweiten Registrier- und Kennzeichnungspflicht dem 

Beispiel anderer Bundesländer folgen.   

Ein/e Landestierschutzbeauftragte/r ist eine wichtige Schnittstelle zwischen Behörden, 

Verbänden und Öffentlichkeit und schließt damit eine Lücke im staatlichen Tierschutz. 

Ihre/seine Arbeit ist grundlegend für die Erfüllung des verfassungsgemäßen Auftrags im 

Tierschutz, sorgt für Aufklärung der Öffentlichkeit sowie für die Vermittlung eines 

empathischen Umgangs mit anderen Lebewesen und stärkt den gesellschaftlichen 

Zusammenhalt. Als Ansprechpartner:in für Tierschutzverbände und -vereine, 

Bürger:innen, Politik und Verwaltung muss sie/er weisungsfrei sowie politisch und fachlich 

unabhängig agieren können. Eine Abschaffung oder Beschränkung dieser wichtigen 

Position wäre nicht nur ein herber Rückschlag für den Tierschutz und eine bittere 

Enttäuschung für die vielen ehrenamtlich Aktiven im Tierschutz, sondern negiert auch die 

bereits begonnene Arbeit der Landestierschutzbeauftragten. 

Der Tierschutz spielt eine immer wichtigere Rolle in der Gesellschaft. Nach der jüngsten 

Eurobarometer-Umfrage wünscht sich eine übergroße Mehrheit der EU-Bürger:innen 

deutliche Fortschritte im Tierschutz.  

Das Staatsziel „Tierschutz“ des Grundgesetzes verbietet eine Verschlechterung der bis 

zum Jahre 2002 bereits erreichten Tierschutzstandards. Die Überlastung der Tierheime ist 

in diesem Sinne eine drängende Herausforderung.  

Nach Auffassung der Fraktion Die Linke ist daher eine schnellstmögliche Umsetzung der 

mit diesem Antrag begehrten Forderungen zwingend erforderlich, um eine nachhaltige 

Verbesserung der derzeitigen Notlage in den Tierheimen in Sachsen zu erreichen und der 

mit dem Staatsziel Tierschutz verbundenen Verpflichtung zur Verwirklichung eines 

wirksamen Tierschutzes als Bundesland nachzukommen.  

 
 
Dresden, den 30. Juli 2025 
 
 
 
 
 
 
Susanne Schaper 

Fraktionsvorsitzende 
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